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Vorwort  
 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2017/2018 von der 
rechtswissenschaftlichen Fakultät der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
in Frankfurt am Main als Dissertation angenommen. Die Arbeit befindet 
sich auf dem Stand vom November 2019. 

 
Ziel der Arbeit ist es juristische Lösungswege aufzuzeigen, um das Gewalt-
potential zwischen den Religionen aufzulösen, wenn diese beanspruchen, 
die einzig wahre Religion zu sein. Dieser Anspruch führt insbesondere ge-
genüber religiösen Minderheiten zu Spannungen und gewaltsamen Konflik-
ten. Im Iran ist das Gewalt- bzw. Machtpotential der Zwölferschiiten in Be-
zug auf religiöse Minderheiten aktuell besonders stark ausgeprägt. Diese 
Arbeit zeigt, dass die im Iran verfassungsrechtlich garantierten Personalsta-
tuten („ahvāl-e šakhsīye“) den offiziell anerkannten religiösen Minderhei-
ten (Zoroastrier, Juden und Christen) durchaus Rechte hinsichtlich ihrer 
persönlichen Angelegenheiten gewähren. Die Personalstatuten liegen ge-
genwärtig nur in persischer Sprache vor und werden in dieser Arbeit erst-
malig rechtlich verglichen und bewertet. Ergebnis dieser Analyse ist, dass 
es trotz dieser Statuten zu Maßnahmen kommt, die vor allem den völker-
rechtlichen Schutz dieser religiösen Minderheiten nach Art. 27 IPbpR be-
einträchtigen.   
 
Die Arbeit behandelt zudem den Schutz religiöser Minderheiten im Völker-
recht, die Rechtsstellung religiöser Minderheiten im islamischen Recht und 
ausführlich die Rechtstellung religiöser Minderheiten im Iran (u.a. Sunni-
ten, Sufi-Orden, Ahl-e Haq-Orden, Aleviten, Zaiditen, Ismailiten, Zoroast-
rier, Juden, Christen, Bahai, Mandäer und Yeziden). Die Untersuchung bie-
tet weiterhin Lösungen zur Behebung der Probleme der religiösen Minder-
heiten an und leistet einen Beitrag für eine zukünftige Harmonisierung zwi-
schen iranischem Recht und Völkerrecht.  
 
Ein ganz besonderer Dank gilt Prof. Dr. Dr. Rainer Hofmann. Für seine 
Unterstützung während der Arbeit und für die Erstellung des Erstgutachtens 
danke ich ihm herzlich. Prof. Dr. Diana zu Hohenlohe bin ich für die Er-
stellung des Zweitgutachtens und PD Dr. Mathias Hong für den Vorsitz in 
der Prüfungskommission zu Dank verpflichtet. Ferner danke ich Dr. Ramin 
S. Moschtaghi, dem Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes, PD Dr. Nadjm 
Yassari, der Referentin des Max-Planck-Institutes, und allen iranischen 
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Freunden und Bekannten für wertvolle Hinweise und Literaturempfehlun-
gen.  
 
Schließlich danke ich ganz besonders meinen Eltern, meiner Mutter Azam 
Akbari und meinem Vater Dr. Mir Saleh Hosseini. Insbesondere meine 
Mutter hat mich bei der Literatursuche und Übersetzungen in Bezug auf die 
Personalstatuten wesentlich unterstützt. Ihr möchte ich außerdem vom gan-
zen Herzen für die bedingungslose Unterstützung während meines Studi-
ums danken, ohne sie wäre mein Studium und diese Arbeit nicht möglich 
gewesen. Auch bei meinem Ehemann Dr. Thomas Gerassimos Riedel, bei 
Prof. Dr. Eberhard und Julia Riedel sowie bei Dr. Martin Riedel bedanke 
ich mich sehr für die Durchsicht der Arbeit und die hilfreichen Anregungen 
während der Entstehung der Dissertation.  

 
 
 

Berlin, im Mai 2020                                                                   Sevil Hosseini  
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„Eine  Zivilisation soll danach beurteilt werden, wie sie ihre Minderheiten behandelt“ 

Mahatma Ghandi1 

____________________ 
1  Mahatma Gandhi, indischer Widerstandskämpfer und Pazifist, vgl. unter: 

http://akzente.giz.de/de/artikel/vom-wert-des-anderen (Stand: 12.04.2018).  
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A. Einführung 

I. Bedeutung des Schutzes von religiösen Minderheiten in der Islamischen 
Republik Iran 

Mit Gründung der Vereinten Nationen (UN) im Jahr 1945, denen der Iran 
als Gründungsmitglied am 24. Oktober 1945 beitrat, entstand ein neues 
Zeitalter des Minderheitenschutzes. Obwohl in der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 (AEMR) noch keine speziel-
len Bestimmungen zum Schutz von Minderheiten enthalten waren, entwi-
ckelte sich das religiöse Minderheitenrecht vor allem durch den Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 (IPbpR). Dieser 
völkerrechtliche Vertrag gewährleistet erstmals auf internationaler Ebene in 
Art. 27 IPbpR einen speziellen Schutz für die Angehörigen von religiösen 
Minderheiten und wurde vom Iran im Jahr 1975 ratifiziert.2 Auch nach über 
fünfzig Jahren ist Art. 27 IPbpR der „cornerstone of international minority 
rights law” und ist „still the only global treaty law on minorities”.3  

Wichtiges Hilfsmittel zur Interpretation des Art. 27 IPbpR und für viele 
minderheitenrechtliche Vorschriften ist die Deklaration über die Rechte von 
Angehörigen nationaler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher Min-
derheiten aus dem Jahr 1992.4 Diese Deklaration über Minderheitenrechte 
wurde von der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 18. De-
zember 19925 „by consensus“6 verabschiedet und gilt bis heute als die „only 

____________________ 
2  Das damalige Kaiserreich Iran hat den Internationalen Pakt über bürgerliche und 

politische Rechte vom 19. Dezember 1966 (in Kraft getreten am 23. März 1976) 
am 04. April 1968 unterzeichnet und am 24. Juni 1975 ratifiziert, UNTS Vol. 999, 
S. 171ff., BGBl. 1973 II, S. 1534ff.  

3  Ulrike Barten, Art. 27 ICCPR: A First Point of Reference, in: Caruso, Ugo / Hof-
mann, Rainer, The United Nations Declaration on Minorities: An Academic Ac-
count on the Occasion of Its 20th Anniversary (1992-2012), 2015, S. 46.  

4  Nachdem Francesco Capotorti, als Spezialbeauftragter der Vereinten Nationen im 
Jahr 1978 einen umfassenden Bericht über die Rechte der Minderheiten vorlegte, 
unterbreitete Jugoslawien der UN-Menschenrechtskommission im darauf folgen-
den Jahr einen Entwurf für die Erstellung einer Erklärung zu den Minderheiten-
rechten. Es dauerte jedoch es bis zum Jahr 1992, bevor eine solche Erklärung tat-
sächlich erlassen wurde.  

5  Siehe: UN Doc. E/CN. 4/1992/84 (UN-Resolution 47/135 vom 18. December 
1992).  

6  Alan Philipps, Historical Background on the Declaration, in: Caruso, Ugo / Hof-
mann, Rainer, The United Nations Declaration on Minorities: An Academic Ac-
count on the Occasion of Its 20th Anniversary (1992-2012), 2015, S. 10.  
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UN human rights instrument devoted solely to minorities”.7 Ihre Bedeutung 
besteht vor allem darin, dass sie als völkerrechtlicher Text, der nach dem 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte von 1966 ver-
abschiedet wurde, auch zur Interpretation des Art. 27 IPbpR dient. Die De-
klaration verpflichtet die Staaten die Existenz von religiösen Minderheiten 
zu schützen und Bedingungen zu schaffen, die die Förderung ihrer Identität 
begünstigen (Art.1).8 Auch wird durch Art. 2 gewährleistet, dass religiöse 
Minderheiten ihre in diesem Artikel genannten Rechte frei und ohne Ein-
mischung ausüben sollen. Zudem werden die Staaten zum aktiven Minder-
heitenschutz aufgefordert. Denn der Wortlaut des Artikels 2 formuliert die 
negative Formel des Art. 27 IPbpR positiv um9 und geht damit über den 
Wortlaut des Art. 27 IPbpR hinaus, indem hier der Begriff „have the right“ 
anstelle von „shall not be denied the right“ verwendet wird.10  

In Art. 4 dieser Deklaration wird allerdings der religiöse Minderheiten-
schutz wieder stark eingeschränkt. Denn für alle Staaten, die der UN-Reso-
lution „by consensus“ zugestimmt haben, zu denen auch der Iran gehört, 
wird die Möglichkeit eröffnet, vom Ergreifen solcher Maßnahmen abzuse-
hen, die als nicht notwendig betrachtet werden.11 Im Übrigen werden in 
dieser Deklaration zum Schutz der territorialen und politischen Einheit der 
Mitgliedsstaaten vom Grundsatz her Individuen als Angehörige von religi-
ösen Minderheiten und nicht religiöse Minderheitengruppen als Kollektiv 
geschützt. Zur Umsetzung der Deklaration wurde in 2007 das Forum für 
Minderheitenfragen geschaffen, welches die bisherige Arbeitsgruppe zu 
den Minderheiten ersetzt und die Herausforderungen im Rahmen der Um-
setzung untersucht und bewertet.12  

____________________ 
7  Ugo Caruso / Rainer Hofmann, Introduction and Acknowledgements, in: Caruso, 

Ugo / Hofmann, Rainer, The United Nations Declaration on Minorities: An Aca-
demic Account on the Occasion of Its 20th Anniversary (1992-2012), 2015, S. 
XVIIff.  

8  Der Text lautet in Art. 1 wie folgt: (1) States shall protect the existence and the 
national or ethnic, cultural, religious and linguistic identity of minorities within 
their respective territories and shall encourage conditions for the promotion of 
that identity. (2) States shall adopt appropriate legislative and other measures to 
achieve those ends. 

9  Sarah Pritchard, Der völkerrechtliche Minderheitenschutz: historische und neuere 
Entwicklungen, 2001, S. 231.  

10  Siehe hierzu unter: Erster Teil, B. I. 2. b) dieser Arbeit.  
11  Siehe hierzu unter: Erster Teil, B. I. 2. b) dieser Arbeit.  
12  Graham Fox, The United Nations Forum on Minority Issues and its Role in Pro-

moting the UN Declaration on the Rights of Persons Belonging to National or Eth-
nic, Religious and Linguistic Minorities, in: Caruso, Ugo / Hofmann, Rainer, The 
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Der Iran hat sich verpflichtet, diesen völkerrechtlichen Verpflichtungen 
zum Schutz der nationalen, religiösen Minderheiten ohne Vorbehalt nach-
zukommen. Hierdurch hat der Iran die Bestimmungen des religiösen Min-
derheitenrechts der UN vollumfänglich und rechtsverbindlich anerkannt. 
Zudem hat der Iran mit Art. 30 des Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes (ÜRK) im Jahr 1989 dem Recht von Kindern als Angehörige einer 
religiösen Minderheit unter Vorbehalt zugestimmt.13 Der Schutz von reli-
giösen Minderheiten kann im Iran damit als bedeutsam eingestuft werden. 
Damit sollte der Iran gewährleisten, dass Nachteile, die Angehörige der im 
Iran lebenden religiösen Minderheiten erleiden, entfallen, soweit diese nicht 
als notwendig angesehen werden. Mangels eines effektiven Rechts-
schutzsystems zur Durchsetzung des UN-Minderheitenschutzrechts aller-
dings bleibt, soweit es im Bereich der Rechtsstellungen religiöser Minder-
heiten im Iran zu Rechtsverletzungen der UN-Bestimmungen kommt, heut-
zutage nur die Möglichkeit den Iran über das Berichtssystem der UN auf-
zufordern, hiervon Abstand zu nehmen.  

Neben dem Schutzrecht für religiöse Angehörige nach dem Minderhei-
tenschutzrecht der UN ist der Iran zudem verpflichtet, die Rechtsstellung 
der im Iran lebenden religiösen Minderheiten nach nationalem Recht zu ge-
währleisten. Dieses richtet sich jedoch nach den islamischen Wertvorstel-
lungen der ğafari Rechtsschule und bleibt somit nicht ohne Kollision zum 
religiösen Minderheitenrecht nach völkerrechtlichem Standard. 

II. Gegenstand der Untersuchung 

Gegenstand der Untersuchung sind Rechtsprobleme des Schutzes von im 
Iran lebenden Minderheiten im Spannungsfeld zwischen Völkerrecht, isla-
mischem Recht und dem Recht der Islamischen Republik Iran.  

In der Einleitung wird zunächst die Bedeutung des Schutzes von religiö-
sen Minderheiten in der Islamischen Republik Iran dargestellt. Daraufhin 
werden im Ersten Teil dieser Arbeit die Minderheitenschutzregelungen vor 
dem Ersten Weltkrieg, zwischen den Weltkriegen und nach dem Zweiten 
Weltkrieg untersucht. Anschließend wird unter Bezugnahme auf Art. 27 IP-
bpR die Definition des Minderheitenbegriffs nach Völkerrecht bestimmt, 
bevor der Schutzbereich des Art. 27 IPbpR durch die Methodik der Rechts-
auslegung untersucht wird. Nach Darstellung der Allgemeinen Erklärung 
____________________ 

United Nations Declaration on Minorities: An Academic Account on the Occasion 
of Its 20th Anniversary (1992-2012), 2015, S. 87ff.  

13  Siehe hierzu unter: Dritter Teil, B. III. 1. c) dieser Arbeit.  
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der Menschenrechte von 1948, der Deklaration über Minderheitenrechte 
von 1992 und den islamischen Menschenrechtserklärungen von 1981, 1990, 
1994 und 2008 werden abschließend in einem Rechtsvergleich die Konflikt-
potentiale zwischen westlichen und islamischen Menschenrechtserklärun-
gen bewertet. In diesem Zusammenhang wird zur Problematik der Scharia 
und der Menschenrechte Stellung genommen. 

Anschließend (Teil II) werden die Grundbegriffe, Rechtsquellen und 
Rechtsschulen des islamischen Rechts untersucht, bevor durch Rechtsaus-
legung das Minderheitenrecht nach der Scharia untersucht und zu den Vor-
gaben eines moderaten islamischen Rechts Stellung genommen wird. Als 
religiöse Minderheiten werden nur die Buchreligionen (Juden, Christen, Sa-
bier und Zoroastrier) anerkannt, während für Angehörige anderer Religi-
onsgruppen („harbīe“) grundsätzlich nur die Möglichkeit der Annahme des 
Islams, der Emigration oder der Tod bleibt. Für Angehörige von Religions-
gruppen, wie u.a. die Bahai, die freiwillig vom Islam zu einer neuen Reli-
gion übergetreten sind, scheidet zudem die Möglichkeit eines Sicherheits-
vertrages („amān“) aus. In diesem Zusammenhang zeigt sich, dass es nach 
islamischem Recht wesentliche Abgrenzungen zwischen Sunniten und 
Schiiten im Rahmen der Rechtsfindung und Rechtsauslegung gibt. Diese 
beruhen auf unterschiedlichen Rechtsschulen und führen zu unterschiedli-
chen Bewertungen im Hinblick auf die Reformmöglichkeiten hin zu einem 
moderaten religiösen Minderheitenrecht. 

Vor diesem Hintergund werden im Hauptteil (Teil III) die im Iran leben-
den Angehörigen von religiösen Minderheiten unter die Tatbestandsmerk-
male des Minderheitenbegriffs nach Völkerrecht subsumiert, um anschlie-
ßend anhand dieser vökerrechtlichen Einordnung den Rechtsstatus untersu-
chen zu können. Vor dieser abschließenden Untersuchung ist ein besseres 
Verständnis über das iranische Recht wichtig. Daher wird zunächst die Ent-
wicklungsgeschichte des iranischen Rechtssystems vom vorislamischen 
Zeitalter bis zur Gegenwart dargestellt, bevor das Rangverhältnis zwischen 
dem islamischen Recht der ğafari Rechtsschule und dem Völkerrecht be-
stimmt und das hieraus resultierende Spannungsfeld zwischen beiden 
Rechtsgebieten aufgezeigt wird. Anschließend werden die Rechtsfolgen 
von als unzulässig erachteten Generalvorbehalten in völkerrechtlichen Ver-
trägen herausgearbeitet und diese Rechtsproblematik in einer Stellung-
nahme behandelt. Weiterhin werden zudem die Begriffe und das Rechtsver-
hältnis zwischen Muslimen und Nichtmuslimen nach iranischem Recht ab-
gegrenzt und in Bezug auf das iranische Zivil- und Strafrecht verglichen.  

Mit diesem Rechtsverständnis erfolgt daraufhin die Untersuchung über 
die Rechtsstellung der religiösen Minderheiten nach Völkerrecht im 
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Einzelnen. Diese Untersuchung besteht in der verfassungsrechtlichen Ein-
ordnung, einem Rechtsvergleich der Personalstatuten mit dem iranischen 
Recht und einer rechtlichen Bewertung zur Stellung der religiösen Minder-
heiten nach iranischem Recht und nach Völkerrecht. Die Besonderheit des 
Rechtsvergleichs liegt darin, dass die Personalstatuten („ahvāl-e šakhsīye“) 
der religiösen Minderheiten nach iranischem Recht gegenwärtig nur in per-
sischer Sprache vorliegen und hiermit vom Grundsatz her erstmalig recht-
lich verglichen und bewertet werden. Zwar konnte teilweise auf die Samm-
lung des internationalen Ehe- und Kindschaftsrecht von Bergmann/Fe-
rid/Henrich im Länderbericht Iran aus dem Jahr 2002 zurückgegriffen wer-
den. Da diese Sammlung inzwischen jedoch nicht mehr aktuell ist und die 
Personalstatuten hierin nur auszugsweise und unvollständig behandelt wer-
den, sind Grundlage dieser Arbeit überwiegend eigene Übersetzungen, die 
auf Gesetzes- bzw. Normsammlungen sowie Sekundärliteratur in persischer 
Sprache beruhen. Bei diesen Personalstatuten handelt es sich um (i) das Per-
sonalstatut der Zoroastrier (FamZaraSt), (ii) das Personalstatut der arme-
nisch-gregorianischen Christen (FamArmSt), (iii) das Personalstatut der as-
syrisch russisch-orthodoxen Christen (FamORSt), (iv) das Personalstatut 
der iranisch-römischen Katholiken (FamKathSt), (v) das Personalstatut der 
armenischen Katholiken (FamArmKathSt) und (vi) das Personalstatut der 
Protestanten (FamProSt).14 Normierte Personalstatuten der Sunniten und 
der iranischen Juden15 in persischer Sprache sind erst zukünftig beabsich-
tigt.16  

Nach dieser Untersuchung werden anschließend die Zugangsmöglichkei-
ten und Zugangsvoraussetzungen zu öffentlichen Ämtern für Angehörige 
der religiösen Minderheiten nach Völkerrecht rechtlich untersucht, bevor 
Lösungen zur Behebung der Probleme im religiösen Minderheitenrecht des 
Irans gesucht werden. Zusammenfassend wird in den Schlussfolgerungen 
der bestehende Schutz der im Iran lebenden religiösen Minderheiten aus 
dem Blickwinkel des iranischen Rechts und dem Völkerrecht dargestellt, 
um abschließend unilaterale und multilaterale Empfehlungen zur 

____________________ 
14  Siehe hierzu unter: Dritter Teil, D. I. 3. dieser Arbeit.  
15  Diese Ausführungen beruhen auf den Angaben der offiziellen jüdischen Gemeinde 

in Teheran; Internetseite der Vekalat Online, vgl. hierzu auch die Ausführungen 
unter der Webseite: http://www.vekalatonline.ir/print.php?ToDo=ShowLaws 
&LawID =15258 (Stand: 03.12.2016).  

16  Diese Ausführungen beruhen auf den Angaben der offiziellen jüdischen Gemeinde 
in Teheran; Internetseite der Vekalat Online, vgl. unter: http://www.vekalatonline 
.ir/print.php?ToDo=ShowLaws&LawID=15258 (Stand: 03.12.2016).  

http://www.vekalatonline.ir/print.php?ToDo=ShowLaws&LawID
http://www.vekalatonline.ir/print.php?ToDo=ShowLaws&LawID
http://www.vekalatonline/


A. Einführung 

30 

Harmonisierung des religiösen Minderheitenrechts zwischen iranischem 
Recht und Völkerrecht vorzustellen.  


